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Stellungnahme zum Antrag der Fraktion der FDP: Ein funktionierendes Rechts- 

und Justizsystem ist die Basis für eine starke Demokratie, der die Bürgerinnen 

und Bürger vertrauen! 

Drucksache 18/1765 

 

Sehr geehrter Herr Dr. Pfeil, 

 

herzlichen Dank für die Einladung zur Anhörung des Rechtsausschusses am 

01.07.2026. Zum Beschlussvorschlag der Fraktion der FDP nehmen wir vorab schrift-

lich Stellung. Die einzelnen Anträge fassen wir hierbei teilweise thematisch zusam-

men. 

 

1. Zu den Beschlussvorschlägen: Der Landtag beauftragt die Landesregierung, den 

Empfehlungen der EU-Kommission zu entsprechen und die Ressourcen im Justizbe-

reich zu erhöhen sowie Gerichte und Staatsanwaltschaften sowie ihre Geschäftsstel-

len personell so aufzustellen, dass Verfahren zügiger abgearbeitet werden können. 

Der DRB NRW befürwortet diese Beschlussvorschläge. Die Justiz ist in Deutschland, 

auch in Nordrhein-Westfalen, deutlich unterfinanziert. Zurecht hat die EU-Kommission 

dies schon mehrere Jahre in Folge moniert. Besonders negativ zeigen sich die Finan-

zierungslücken in der personellen Ausstattung der Gerichte und Staatsanwaltschaften 

in allen Dienstzweigen. Aktuellste Entwicklungen belegen dies deutlich. Die Zahlen 

des Ministeriums der Justiz zur Belastungssituation in den Gerichten und Staatsan-

waltschaften für das erste Quartal 2026 geben Anlass zur Sorge: 

Bei den Gerichten sind demnach die Sozialgerichte, die Arbeitsgerichte und die Ver-

waltungsgerichte besonders belastet. Die sogenannte personalverwendungsbasierte-
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Belastung von Richterinnen und Richtern beträgt bei den Gerichten der Sozialgerichts-

barkeit 115,6 %, in der Arbeitsgerichtsbarkeit 119,03 % und in der Verwaltungsge-

richtsbarkeit 131,77 %. 100 Prozent sollte sie betragen. Vor allen Dingen in der Sozial- 

und Arbeitsgerichtsbarkeit ist nicht nur die Belastung viel zu hoch, sondern es ist zu-

dem ein Anstieg von etwa 10 % in drei Monaten gegenüber den Zahlen aus dem Jahr 

2025 festzustellen.  

Noch dramatischer ist die Entwicklung bei den ohnehin schon völlig überlasteten 

Staatsanwaltschaften. Die personalverwendungsbasierte Belastungsquote ist bei den 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälten im Lande im ersten Quartal von 132,41 % aus 

2025 auf nun 144,64 % angestiegen. Auch die übrigen Beschäftigten in den Staatsan-

waltschaften sind deutlich zu hoch belastet. Diese Situation ist nicht nur für die  

Beschäftigten in den Staatsanwaltschaften unzumutbar, sie führt vor allen Dingen 

dazu, dass die Höchststände an nicht erledigten Verfahren perspektivisch weiter stei-

gen werden. Diese Entwicklung gefährdet den Sicherheitsanspruch der Bürgerinnen 

und Bürger und ist deshalb rechtsstaatlich bedenklich. Waren es zuletzt drei Staats-

anwälte, die die Arbeit für vier erledigen mussten, nähern wir uns jetzt der Situation, 

dass zwei Staatsanwälte für drei arbeiten müssen. Das kann nicht gelingen und wird 

nicht gut ausgehen. Nordrhein-Westfalen darf sich dies keinesfalls leisten. Der Haus-

haltsgesetzgeber muss hier die Gefahren erkennen und deutlich gegensteuern. Die 

Statistik weist in der Personalverwendung für das erste Quartal in diesem Jahr 1.412 

Staatsanwältinnen und Staatsanwälte aus, aber einen Personalbedarf in Höhe von 

2.043. Besorgniserregend ist, dass der deutliche Anstieg der Belastungszahlen nicht 

durch einzelne punktuelle Ereignisse erklärbar ist. Deshalb müssen wir davon ausge-

hen, dass es sich um eine Entwicklung handelt, die sich fortsetzen wird. Die Justiz 

braucht jetzt Rückendeckung und eine deutliche Stärkung durch den Gesetzgeber. Die 

Schaffung zusätzlicher Stellen in den Staatsanwaltschaften für Staatsanwältinnen und 

Staatsanwälte, aber auch im Unterstützungsbereich, ist dringend geboten. Der  

Haushalt 2027 sollte allein für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte mindestens 400  

zusätzliche Stellen aufweisen, um den Staatsanwaltschaften in Nordrhein-Westfalen 

zumindest etwas Luft zu verschaffen.  

Auch in der Arbeits-, Sozial- und Verwaltungsgerichtsbarkeit müssen neue Stellen  

geschaffen werden, um zu einer Belastungsquote zu kommen, die 100 % nicht  

übersteigt. Der Anstieg von Verfahren in diesen Gerichtsbarkeiten hängt auch mit den 

Möglichkeiten von Künstlicher Intelligenz (KI) zusammen und wird sich deshalb in  

Zukunft verstärken. Bürgerinnen und Bürger, die früher keinen gerichtlichen Rechts-

schutz in Anspruch genommen haben, weil sie den Weg zum Anwalt gescheut haben 

und selbst nicht in der Lage waren, Anträge und Klagen selbst zu formulieren, sehen 

sich heute mithilfe von KI selbst dazu in der Lage, gerichtliche Schritte einzuleiten. 

Eine Zunahme solcher, durch KI erstellter Anträge und Klagen ist insbesondere in der 

Sozial- und Verwaltungsgerichtsbarkeit schon deutlich feststellbar. Dieser Trend wird 

sich fortsetzen, und zwar auch in den anderen Gerichtsbarkeiten. Inwieweit er rechts-

staatlich positiv oder negativ zu bewerten ist, bleibt abzuwarten. Letztlich wird die  

Belastung von Gerichten und Staatsanwaltschaften hierdurch jedoch erneut zuneh-

men. Dies auch noch unter einem anderen Aspekt, der in den aktuellen Statistiken gar 
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nicht ausgewiesen wird: Tatsächlich führt die Verwendung von KI nicht nur dazu, dass 

Anträge und Klagen zunehmen, sie werden auch deutlich umfangreicher. Dies gilt 

heute schon für viele anwaltliche Schriftsätze. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 

verwenden oft KI bei der Anfertigung von Schreiben, Anträgen und Klagen. Eine zehn-

seitige Klage selbst zu formulieren, erfordert sehr viel mehr Zeit als sich 100 Seiten 

durch KI produzieren zu lassen. Deshalb nehmen sehr umfangreiche Anträge, Klagen 

und Schriftsätze aufgrund der Verwendung von KI durch Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälte sowie andere Beteiligte deutlich zu. Gerichte und Staatsanwaltschaften 

müssen diese umfangreichen Schriftsätze, Anträge und Klagen lesen, durchdringen 

und bearbeiten. Hierdurch steigt der Zeitaufwand für Richterinnen, Richter, Staatsan-

wältinnen und Staatsanwälte pro Verfahren. Diese Zunahme der Belastung ist in den 

aktuellen Belastungszahlen nicht abgebildet. Die aktuellen Belastungszahlen werden 

aufgrund des veralteten Systems zur Personalbedarfsberechnung ermittelt. Die  

Auswirkung der Verwendung von KI ist in den einzelnen Produkten bislang nicht ein-

gepreist. 

Im Ergebnis unterstützt der DRB NRW nicht nur diese beiden Beschlussvorschläge. 

Wir regen darüber hinaus an, dass der Landtag beschließt, die notwendige Zahl an 

zusätzlichen Stellen in der Justiz im Haushalt für das 2027 einzuplanen. 

 

2. Zum Beschlussvorschlag: Der Landtag beauftragt die Landesregierung, dem Per-

sonalmangel in der Justiz durch Umsetzung konkreter Lösungsvorschläge und Einset-

zung praxisnaher KI- und Digitalisierungsanwendungen entgegenzuwirken. 

Der erhebliche Personalbedarf in der Justiz ist unter Punkt 1 bereits aufgezeigt  

worden. Dieser Personalbedarf erfordert es, wie oben aufgezeigt, weitere Stellen zu 

schaffen. Er lässt sich nicht, jedenfalls noch nicht, durch den Einsatz von KI reduzie-

ren. Gleichwohl ist es aber nötig und angezeigt, den Einsatz von praxisnaher KI und 

anderen Digitalisierungsanwendungen zu prüfen, zu testen und gegebenenfalls einzu-

führen. Dies ist allein schon geboten als Antwort auf die Verwendung von KI durch 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sowie andere Beteiligte. Die oben aufgezeigte 

deutliche Zunahme des Umfangs von Anträgen, Klagen und Schriftsätzen erfordert es, 

auch Entscheidern in der Justiz die Möglichkeiten der KI zugänglich zu machen.  

Hierbei ist allerdings darauf zu achten, dass es weder zulässig noch erstrebenswert 

ist, dass perspektivisch Maschinen in Gerichten und Staatsanwälten über Anträge und 

Klagen von Maschinen entscheiden. Die rechtsprechende Gewalt ist verfassungs-

rechtlich nicht Gerichten, sondern Richterinnen und Richtern anvertraut. Diese  

Entscheidung ist nicht nur richtig, sondern auch in Nordrhein-Westfalen als Rahmen 

für den Einsatz von KI zu beachten. Die Übertragung von Kernaufgaben der Recht-

sprechung auf Maschinen ist und bleibt unzulässig. Unabhängig davon, sind die Mög-

lichkeiten der Vorbereitung und Unterstützung von Prozessen in Gerichten und Staats-

anwaltschaften durch Digitalisierung, Automatisierung und auch durch KI zu prüfen 

und zu testen. Dies geschieht auch schon in gewissem Umfang. Unter anderem  

werden KI-Tools von Juris und Beck erprobt. Die Entwicklung von Digitalisierungsan-

wendungen, einschließlich solcher, die mit KI arbeiten, sollte unbedingt weiterverfolgt 
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werden. Hierzu gehört etwa der Einsatz von KI-basierter Übersetzungssoftware, wie 

beispielsweise DeepL, die in der Lage ist, umfangreiche Texte und ganze Dateien in 

kürzester Zeit in einer qualitativ hochwertigen Form zu übersetzen und bereits von 

Teilen der öffentlichen Verwaltung in den Bundesländern verwendet wird. Zudem kann 

das Land Nordrhein-Westfalen hier nicht unerheblich sparen: Ein Zugang zu der  

entsprechenden Software beträgt wenige hundert Euro und ist geeignet,  

Übersetzungskosten in zweistelliger Millionenhöhe deutlich zu reduzieren. 

Es darf bei diesem notwendigen Prozess aber nicht außer Acht gelassen werden, dass 

der elektronische Rechtsverkehr und die elektronische Gerichtsakte zwar seit dem 

01.01.2026 flächendeckend eingeführt, aber noch längst nicht abgeschlossen sind. 

Die aktuelle IT-Struktur leidet an erheblichen Performanceproblemen. Systemausfälle, 

verzögerte Übermittlung von Daten und veraltete Hardware lassen das Arbeiten im 

Alltag oft als Zumutung erscheinen. In diesem Bereich muss die Justiz noch einige 

Hausaufgaben machen und benötigt auch hierfür den nötigen finanziellen Rahmen 

durch den Haushaltsgesetzgeber. Besonders problematisch sind IT-Störungen und 

Systemausfälle außerhalb der Kernarbeitszeiten, in denen durch Staatsanwaltschaf-

ten und Gerichte ein verfassungsrechtlich gebotener Eil- und Bereitschaftsdienst 

durchgeführt wird. In diesen Zeiten steht ein IT-Support im Moment noch nicht zur 

Verfügung. Hier besteht eine große Gefahr, dass es zu grundrechtlich relevanten 

Rechtsverletzungen kommen kann, wenn etwa bei Freiheitsentziehungen gebotene 

gerichtliche Überprüfungen nicht stattfinden können, weil die Kommunikationswege für 

entsprechende Anträge nicht zur Verfügung stehen. Die Einführung eines umfangrei-

chen IT-Supports zu Zeiten des Eil- und Bereitschaftsdienstes erfordert die Bereitstel-

lung der nötigen Mittel für zusätzliches Personal hierfür.  

Zusammenfassend bewerten wir den Beschlussvorschlag wie folgt: Digitalisierung und 

KI müssen in der Justiz weiterentwickelt werden. Die vorhandene digitale Struktur 

muss vorrangig performanter und störungsfreier werden. Der IT-Support muss drin-

gend auf Zeiten des Eil- und Bereitschaftsdienstes ausgeweitet werden. Die Hardware 

muss modernen Ansprüchen entsprechen. 

 

3. Zu dem Beschlussvorschlag: Der Landtag beauftragt die Landesregierung, allen 

Absolventen des Ersten juristischen Staatsexamens mit Wohnsitz in Nordrhein-West-

falen den Erhalt eines Referendarplatzes in Nordrhein-Westfalen ohne Wartezeiten, 

die länger als drei Monate beträgt, zu garantieren. 

Der DRB NRW erachtet es als ein ganz wichtiges Ziel, die Wartezeiten auf Referen-

darplätze deutlich zu reduzieren. Kurze Wartezeiten sind für den Justizstandort Nord-

rhein-Westfalen von großer Bedeutung. Lange Wartezeiten führen schon jetzt dazu, 

dass junge Menschen mit dem ersten juristischen Staatsexamen wegen der langen 

Wartezeiten auf einen Referendarplatz unser Bundesland verlassen und das Referen-

dariat in einem anderen Bundesland absolvieren. Dies ist bedenklich, weil die jungen 

Juristen ihre Berufswahl oft schon gegen Ende des Referendariats einleiten, spätes-
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tens aber unmittelbar mit dessen Beendigung. Leben sie dann in einem anderen Bun-

desland, ist die Wahrscheinlichkeit groß, dass sie für den Arbeitsmarkt in Nordrhein-

Westfalen dauerhaft verloren sind. Die Landesregierung sollte dem entgegenwirken. 

Der juristische Nachwuchs wird in allen juristischen Berufen benötigt. Ob eine garan-

tierte Wartezeit von max. 3 Monaten hierfür geeignet und erforderlich ist, möchten wir 

nicht abschließend beurteilen. Wichtig ist es jedoch, dass die Zahl der Ausbildungs-

plätze für Referendarinnen und Referendare weiter erhöht wird und die Rahmenbedin-

gungen für das Referendariat, auch im Vergleich zu anderen Bundesländern, attraktiv 

bleiben 

 

4. Zu dem Beschlussvorschlag: Der Landtag beauftragt die Landesregierung, die Neu-

gestaltung von richterlichen Besetzungsverfahren zeitnah umzusetzen. 

Der Minister der Justiz hat 2025 eine unabhängige Arbeitsgruppe beauftragt, Vor-

schläge für die Verbesserung richterlicher Beförderungsverfahren, vor allem bei soge-

nannten Spitzenpositionen, zu erarbeiten. Die Arbeitsgruppe hat zahlreiche Vor-

schläge vorgelegt. Der DRB NRW hat sich hier eingebracht und trägt die gefundenen 

Ergebnisse mit. Die Umsetzung dieser Vorschläge hat bereits begonnen und sollte 

zeitnah zum Abschluss gebracht werden. 

 

5. Zu dem Beschlussvorschlag: Der Landtag beauftragt die Landesregierung, Zugang 

zum Recht für Bürgerinnen und Bürger in Nordrhein-Westfalen gerade im ländlichen 

Raum durch ausreichende anwaltliche Beratung, Sicherstellung von Beratungshilfe, 

Gewährleistung von ortsnahen Gerichten oder Gerichtstagen auch in Zukunft zu wah-

ren. 

Die Stellungnahme des DRB NRW beschränkt sich hierzu auf den Aspekt betreffend 

die Gewährleistung von ortsnahen Gerichten oder Gerichtstagen. Ortsnahe Gerichte 

sind vor allem in der ordentlichen Gerichtsbarkeit von großer Bedeutung, weil die Ge-

richte der ordentlichen Gerichtsbarkeit für die Bürgerinnen und Bürger von ganz be-

sonderer Bedeutung sind. Im Gegensatz zu den Gerichten in der Fachgerichtsbarkei-

ten haben die meisten Bürgerinnen und Bürger mehrfach in ihrem Leben mit den Ge-

richten der ordentlichen Gerichtsbarkeit zu tun. Dies kann im Zusammenhang mit ei-

nem Betreuungsverfahren passieren. Denkbar ist, dass im Todesfall ein Testament 

eröffnet werden muss oder ein Erbschein zu beantragen ist. Auch ein Verfahren wegen 

einer Verkehrsordnungswidrigkeit betrifft durchaus viele Personen. Insgesamt ist es 

daher von großer Bedeutung, dass den Bürgerinnen und Bürgern die Gerichte der or-

dentlichen Gerichtsbarkeit ortsnah zur Verfügung stehen.  

Gerichtstage sollten in allen Gerichtsbarkeiten grundsätzlich möglichst vermieden wer-

den. Richterinnen und Richter werden dadurch gezwungen an Orten außerhalb ihres 

Gerichtes Gerichtsverhandlungen durchzuführen. An diesen Orten fehlen ihnen oft die 

nötigen Unterstützungskräfte. Sicherheitspersonal und IT-Support ist nicht unbedingt 
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vor Ort. Gerichtstage sind daher strukturell eher nicht geeignet, Gerichtsverhandlun-

gen mit guten Rahmenbedingungen durchzuführen. Sofern Gerichtsverhandlungen an 

einem bestimmten Ort ermöglicht werden sollen, sollte dort auch ein Gerichtsstandort 

mit seiner gesamten Infrastruktur sein. Gerichtstage sollten wegen ihrer Struktur-

schwäche auf ein absolutes Minimum begrenzt werden. 

 

6. Zu dem Beschlussvorschlag: Der Landtag beauftragt die Landesregierung, den Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeitern der Justizberufe höhere Wertschätzung entgegenzu-

bringen, insbesondere die von ihnen an das Justizministerium herangetragenen Prob-

leme ernst zu nehmen und ihre Beseitigung schneller in Angriff zu nehmen.  

Der DRB NRW hält einen entsprechenden Antrag nicht für erforderlich. Wir haben 

durchaus den Eindruck, dass das Ministerium der Justiz die Probleme, über die wir 

berichten, ernst nimmt. Soweit in Einzelfällen eine Umsetzung schneller erfolgen sollte, 

ändert ein so allgemein gehaltener Beschluss wahrscheinlich nichts. 

Der Haushaltsgesetzgeber sollte bei der Besoldung und Versorgung von Richterinnen, 

Richtern, Staatsanwältinnen und Staatsanwälten mehr Wertschätzung zum Ausdruck 

bringen. Statt sich hierbei unterhalb der verfassungsrechtlichen Untergrenze zu bewe-

gen, sollten Besoldung und Versorgung so ausgestaltet sein, dass sich gute Absolven-

tinnen und Absolventen des Jurastudiums nicht wegen der besseren Verdienstmög-

lichkeiten für die Privatwirtschaft oder die Anwaltschaft entscheiden. Dass die Besol-

dung der Entscheidungsträger in der Justiz auch im europäischen Vergleich zu niedrig 

ist, hat die EU-Kommission im Rechtsstaatsbericht mehrfach beanstandet. Hier sollte 

das Land reagieren. Gefragt ist hierbei jedoch weniger das Ministerium der Justiz als 

vielmehr der Haushaltsgesetzgeber. 

 

7. Zu dem Beschlussvorschlag: Der Landtag beauftragt die Landesregierung, die Ju-

ristenausbildung und die Ausbildung unter Berücksichtigung veränderter Arbeitsbedin-

gungen im Zeitalter von KI und Digitalisierung in allen 28 Justizberufen zukunftsorien-

tiert weiterzuentwickeln. 

Die Juristenausbildung und die Ausbildung in Justizberufen sind im Hinblick auf die 

Veränderungen in der Arbeitswelt durch die Digitalisierung und die künstliche Intelli-

genz weiterzuentwickeln. Es ist die Aufgabe des Ministers der Justiz, hierfür einen 

Prozess zu gestalten. Ein gesonderter Beschluss des Landtags erscheint unseres Er-

achtens hierfür nicht erforderlich, weil die Notwendigkeit bekannt ist. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Prof. Dr. Gerd Hamme/ Vorsitzender 


